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Montag, 1. Juni 2026 
 
 

Sehr geehrter Herr Minister Philippi, 
 
seit meiner Niederlassung im Jahr 2006 in Hannover habe ich mit großer Überzeugung und 
persönlichem Engagement meinen Beruf als Frauenarzt ausgeübt. Über viele Jahre hinweg 
habe ich erhebliche Teile meiner Zeit, Energie und auch meines Privatlebens bewusst der 
Versorgung meiner Patientinnen gewidmet, oft zulasten von Freizeit und Familie, weil ich 
diesen Beruf stets als verantwortungsvolle Aufgabe verstanden habe. 
 
Umso enttäuschender ist für mich die Entwicklung der vergangenen Jahre. Während mir 
viele Patientinnen täglich mit großer Dankbarkeit begegnen, entsteht auf politischer Ebene 
zunehmend der Eindruck, dass Engagement, Verantwortungsbewusstsein und zusätzlicher 
Einsatz nicht wertgeschätzt, sondern eher bestraft werden. 
 
Immer mehr entsteht das Gefühl, dass diejenigen, die die ambulante Versorgung über Jahre 
getragen und stabilisiert haben, gesundheitspolitisch primär als Kostenfaktor betrachtet 
werden und nicht als tragende Säule unseres Gesundheitssystems. 
 
Mit großer Sorge beobachte ich daher die aktuellen gesundheitspolitischen Entwicklungen 
und die beschlossenen Sparmaßnahmen im Gesundheitswesen. Aus Sicht eines 
niedergelassenen Arztes stellen diese Maßnahmen keinen tragfähigen Reformansatz dar, 
sondern eine zunehmende Gefährdung der ambulanten Versorgung. 
 
Mit dem GKV-Finanzstabilisierungsgesetz, der fortgesetzten Budgetierung, der Rücknahme 
wichtiger TSVG-Regelungen sowie den angekündigten weiteren Einsparungen im 
ambulanten Bereich wird den niedergelassenen Praxen zunehmend die wirtschaftliche 
Grundlage entzogen. Gleichzeitig bleiben die Anforderungen an die Versorgung unverändert 
hoch oder steigen sogar weiter an. 
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Die Politik fordert: 

• schnellere Termine, 
• flächendeckende Versorgung, 
• zunehmende Digitalisierung, 
• mehr Prävention, 
• umfassende Dokumentation, 
• hohe Qualitätsstandards, 
• und maximale Verfügbarkeit. 

 
Finanziert werden soll dies jedoch unter immer restriktiveren wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen. 
 
Dieser Widerspruch ist im Praxisalltag längst nicht mehr auflösbar. 
 
Das Sozialgesetzbuch V formuliert weiterhin den Anspruch auf eine ausreichende, 
zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung der gesetzlich Versicherten gemäß § 12 SGB 
V. Gleichzeitig wird aber genau denjenigen Strukturen, die diese Versorgung täglich 
sicherstellen, schrittweise die wirtschaftliche Grundlage entzogen. 
 
Die Folgen dieser Politik erleben wir bereits heute  

• zunehmender Personalmangel, 
• reduzierte Sprechstundenkapazitäten, 
• längere Wartezeiten, 
• wirtschaftliche Unsicherheit vieler Praxen, 
• Nachwuchsprobleme, 
• und eine wachsende Frustration unter denjenigen, die die Versorgung 

aufrechterhalten sollen. 
 
Hinzu kommt eine Entwicklung, die aus meiner Sicht politisch massiv unterschätzt wird: die 
Altersstruktur der niedergelassenen Ärzteschaft. 
 
Ein großer Teil der heute niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte wird in den kommenden 
Jahren aus dem Berufsleben ausscheiden. Gleichzeitig gelingt es vielerorts bereits heute 
nicht mehr, freiwerdende Praxissitze nachzubesetzen. Immer weniger junge Kolleginnen und 
Kollegen sind bereit, unter den aktuellen Rahmenbedingungen die wirtschaftlichen Risiken 
einer Niederlassung zu übernehmen. 
 
In meinem eigenen kollegialen Umfeld erlebe ich zunehmend, dass erfahrene Kolleginnen 
und Kollegen ihre Praxen in den kommenden Jahren aufgeben werden, während große 
Zweifel bestehen, ob sich ausreichend Nachfolger finden lassen. Diese Entwicklung bedroht 
die wohnortnahe Versorgung langfristig weit stärker, als vielen politischen 
Entscheidungsträgern offenbar bewusst ist. 
 
Besonders widersprüchlich erscheint mir die aktuelle politische Strategie im Zusammenhang 
mit der Krankenhausreform. Nach den vorliegenden Reformplänen wird es zwangsläufig zu 
einer Konzentration stationärer Leistungen und zum Wegfall zahlreicher 
Krankenhausstandorte oder Leistungsangebote kommen. 
 
Bereits heute ist absehbar, dass dadurch erhebliche Teile der bisherigen stationären 
Versorgung in den ambulanten Bereich verlagert werden. Zahlreiche kleinere operative 
Eingriffe, diagnostische Leistungen, Nachsorgeuntersuchungen und Verlaufskontrollen 
werden künftig verstärkt von niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten übernommen werden 
müssen. Grundsätzlich kann eine sinnvolle Ambulantisierung medizinisch und ökonomisch 
sinnvoll sein. Allerdings stellt sich die Frage, wer diese zusätzlichen Leistungen künftig 



Arash Ebrahimi                               
Facharzt für Gynäkologie & Geburtshilfe 
____________________________________________________________ 

 
 Osterstraße 24 • 30159 Hannover •  0511/ 36 38 94 • : 0511/ 3 02 38 83 •  : praxis-ebrahimi@t-online.de 

erbringen soll. 
 
Genau hier liegt jedoch ein fundamentaler Widerspruch: Während die Politik von den Praxen 
erwartet, zusätzliche Versorgungsaufgaben der Krankenhäuser zu übernehmen, werden 
gleichzeitig die finanziellen und personellen Ressourcen des ambulanten Sektors weiter 
eingeschränkt. 
 
Die niedergelassenen Praxen sollen also mehr Patienten versorgen, mehr Leistungen 
erbringen und zusätzliche Aufgaben übernehmen, erhalten dafür jedoch weder ausreichende 
Planungssicherheit noch eine angemessene Finanzierung. 
 
Bereits heute arbeiten viele Praxen an der Grenze ihrer personellen und organisatorischen 
Belastbarkeit. Wer zusätzliche Leistungen in den ambulanten Bereich verlagern möchte, 
muss zunächst die Voraussetzungen schaffen, diese Leistungen überhaupt erbringen zu 
können. 
 
Besonders problematisch ist zudem die schleichende Verlagerung medizinischer Leistungen 
in den Selbstzahlerbereich. Wenn medizinisch sinnvolle Leistungen innerhalb der 
gesetzlichen Krankenversicherung dauerhaft nicht mehr kostendeckend erbracht werden 
können, bleibt vielen Praxen langfristig keine andere Möglichkeit, als Leistungen 
einzuschränken, zu priorisieren oder außerhalb des GKV-Systems anzubieten. 
 
Dies ist keine Drohung, sondern die zwangsläufige Folge gesundheitspolitischer 
Entscheidungen. 
 
Gerade dieser Punkt ist gesellschaftlich hochproblematisch. Denn faktisch entwickelt sich 
unser Gesundheitssystem zunehmend in Richtung einer Zweiklassenmedizin. Nicht, weil 
niedergelassene Ärzte dies wollten, sondern weil die politischen Rahmenbedingungen 
Praxen immer stärker dazu zwingen, wirtschaftlich zu reagieren. 
 
Besonders irritierend ist dabei für viele Kolleginnen und Kollegen, dass gesundheitspolitische 
Entscheidungen häufig ohne ausreichende Berücksichtigung der praktischen Erfahrungen 
und wirtschaftlichen Realitäten niedergelassener Praxen getroffen werden. 
 
Die Führung einer Arztpraxis bedeutet heute: 
 

• Verantwortung für Mitarbeiter, 
• erhebliche wirtschaftliche Risiken, 
• steigende Bürokratie, 
• hohe Investitionskosten, 
• und tägliche medizinische Entscheidungen unter zunehmendem ökonomischem 

Druck. 
 
Diese Realität lässt sich nicht theoretisch aus Ministerien oder Parteigremien beurteilen. 
 
Viele niedergelassene Ärztinnen und Ärzte haben über Jahre hinweg versucht, die Defizite 
des Systems durch persönlichen Einsatz, Mehrarbeit und Idealismus auszugleichen. Genau 
diese permanente Überkompensation hat die Politik offenbar zu der irrigen Annahme 
verleitet, die ambulante Versorgung sei unbegrenzt belastbar. 
 
Doch die Belastungsgrenze ist vielerorts längst überschritten. 
 
Ich persönlich übe meinen Beruf weiterhin mit großer Leidenschaft aus und lasse mir diese 
Leidenschaft auch nicht durch gesundheitspolitische Fehlentscheidungen nehmen. 
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Gleichzeitig bin ich jedoch verpflichtet, meine Praxis wirtschaftlich verantwortungsvoll zu 
führen. 
 
Leidenschaft ersetzt keine Finanzierung, keine Mitarbeiter und keine betriebswirtschaftliche 
Realität. 
 
Besonders besorgniserregend halte ich inzwischen auch die gesellschaftlichen und 
politischen Folgen dieser Entwicklung. Die Menschen erleben täglich längere Wartezeiten, 
überlastete Praxen, Personalmangel und zunehmende Versorgungslücken. Wenn Bürger 
gleichzeitig den Eindruck gewinnen, dass politische Entscheidungsträger diese Probleme 
entweder nicht erkennen oder trotz zahlreicher Warnungen ignorieren, führt dies 
zwangsläufig zu einem wachsenden Vertrauensverlust in Politik und Institutionen. 

 
Nicht die Kritik der Ärzteschaft gefährdet das Vertrauen in die Demokratie, sondern eine 
Politik, die Versorgungsrealität ignoriert, fachliche Warnungen dauerhaft missachtet und den 
Menschen das Gefühl vermittelt, mit ihren berechtigten Sorgen nicht mehr gehört zu werden. 
 
Ich halte es daher für dringend notwendig, dass die ambulante Medizin endlich wieder als 
zentrale tragende Säule unseres Gesundheitssystems behandelt wird und nicht als beliebig 
belastbare Sparreserve staatlicher Haushaltspolitik. 
 
Ich würde mir wünschen, dass die Erfahrungen und Warnungen derjenigen, die täglich 
Verantwortung für die medizinische Versorgung von Millionen Menschen tragen, künftig 
stärker in gesundheitspolitische Entscheidungen einfließen. 
 
Ich bitte Sie daher eindringlich, die Folgen der aktuellen Gesundheitspolitik für die ambulante 
Versorgung neu zu bewerten und den niedergelassenen Praxen wieder die 
Rahmenbedingungen zu geben, die notwendig sind, um den gesetzlichen 
Versorgungsauftrag auch in Zukunft erfüllen zu können. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 

 

 

 
Arash Ebrahimi 
 
 


